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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Eyrich, Spranger, Erhard 

(Bad Schwalbach), Schwarz, Dr. Miltner, Biechele, Dr. Laufs, Dr. Jentsch (Wiesbaden), 

Dr. Langguth, Broll, Krey, Dr. Wittmann (München), Gerster (Mainz), Dr. Gradi, 

Frau Pieser, Dr. Jenninger, Dr. Klein (Göttingen), Ey, Hanz und Genossen 
- Drucksache 8/942 - 


Rechtsextreme Gruppen in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister des Innern - ÖS 2 - 612 210 II - hat mit 
Schreiben vom 24. Oktober 1977 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Entsprach die in der ARD-Sendung „Wotans Erben" vom 
31. August 1977 gegebene Darstellung in allen Punkten der 
Wirklichkeit? Wenn nein, inwieweit war die Darstellung unrich- 
tig oder geeignet, unrichtige Vorstellungen zu bewirken? 

Die ARD-Sendung „Wotans Erben" hat Aktivitäten rechtsextre- 
mistischer Jugendorganisationen und die vom Rechtsextremis- 
mus ausgehende Gefährdung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung dargestellt. 

Die gezeigten Ereignisse entsprechen - soweit dies nachprüfbar 
ist - der Wirklichkeit. Dies gilt beispielsweise für die Lagerver- 
anstaltungen rechtsextremistischer Jugendverbände ebenso wie 
für die Teilnahme Jugendlicher an Veranstaltungen anderer 
rechtsextremistischer Organisationen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung gehört die Bewertung 
von Fernsehsendungen nicht zu ihren Aufgaben. Sie sieht daher 
keine Veranlassung, alle Aussagen der Sendung auf ihre Rich- 
tigkeit zu überprüfen und die Wertungen kritisch zu würdigen. 
Im folgenden wird daher lediglich zu einigen wichtigen Aspek- 
ten Stellung genommen: 

Der „Stahlhelm" hat nicht „mehrere tausend Mitglieder, darun- 
ter eine wachsende Zahl Jugendlicher", sondern weniger als 
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1000 Mitglieder. Die in der Sendung dargestellte Jugendgruppe 
des „Stahlhelm-Landesverbandes Pfalz'" ist - soweit der Bundes- 
regierung bekannt - die einzige aktive Jugendgruppe des 
„Stahlhelm". 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß den Rechtsextremisten seit 
Jahren keine wirkungsvolle Öffentlichkeitsarbeit gelingt und 
sie dementsprechend keine Resonanz in der Bevölkerung fin- 
den. Sie müssen daher darauf bedacht sein, Veranstaltungen 
effektvoll zu gestalten, wenn die Presse, der Rundfunk oder das 
Fernsehen hiervon Notiz nehmen. Darüber hinaus neigen sie 
dazu, Gelegenheiten eines öffentlichen Auftretens im Fernsehen 
zu übertriebener Selbstdarstellung zu nutzen. So sind z. B. die 
Darlegungen des Leiters des „Deutschen Arbeitszentrums" über 
dessen Bedeutung als Schulungszentrum stark übertrieben. In 
den letzten drei Jahren haben etwa zehn allgemeine Seminare 
oder Schulungen für Führungskräfte mit jeweils bis zu 30 Teil- 
nehmern stattgefunden, so daß eine Zahl von „jährlich etwa 
tausend durch das Deutsche Arbeitszentrum ausgebildeten Ju- 
gendlichen" unrichtig ist. 

Schließlich bedarf die Aussage des Films „Angaben über die 
Zahlen der organisierten rechtsradikalen Jugendlichen schwan- 
ken, an die 10 000 können es sein" einer Richtigstellung. 

Wie bereits im Verfassungsschutzbericht 1976, S. 17 mitgeteilt, 
haben die rechtsextremistischen Jugendorganisationen etwa 
2700 Mitglieder, wobei 1800 den „Jungen Nationaldemokraten" 
angehören. Selbst unter Berücksichtigung des Umstandes, daß 
auch in nicht als Jugendorganisationen anzusehenden rechts- 
extremistischen Organisationen Jugendliche Mitglieder sind, ist 
bei einem Gesamtbestand von 18 300 organisierten Rechtsextre- 
misten die Zahl von rund 10 000 Jugendlichen mit Sicherheit zu 
hoch gegriffen. 


2. Waren die in der Sendung dargestellten Tatsachen der Bundes- 
regierung bekannt? 

Der Bundesregierung sind die in der Sendung dargestellten Or- 
ganisationen und ihre Aktivitäten, mithin auch die gezeigten 
Tatsachen bekannt. Sie hat insoweit aus der Sendung keine 
grundlegend neuen Erkenntnisse gewonnen. 


3. Geben die dargestellten Tatsachen der Bundesregierung Veran- 
lassung, ihre Beurteilung der Gefahren des Rechtsextremismus 
im Verfassungsschutzbericht 1976 zu revidieren? Wenn ja, 
welche Maßnahmen wird die Bundesregierung, gemeinsam mit 
den Regierungen der Länder, in diesem Falle ergreifen, um 
Gefahren des Rechtsextremismus erfolgreich zu begegnen? 

Die in der Sendung dargestellten Ereignisse sind im Verfas- 
sungsschutzbericht 1976 berücksichtigt, soweit sie das Jahr 1976 
betrafen. Sie können daher keine Veranlassung geben, die 
Beurteilung der Gefahren des Rechtsextremismus, wie sie im 
Verfassungsschutzbericht 1976 zum Ausdruck kommt, zu ändern. 


2 



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1080 


Auch die in das Jahr 1977 fallenden Ereignisse, die in der Fern- 
sehsendung erwähnt wurden, führen zu keiner anderen Beur- 
teilung. 

Der Rechtsextremismus stellt keine Gefahr für die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland dar. Wegen seiner andauern- 
den politischen Mißerfolge ist jedoch davon auszugehen, daß 
fanatische Einzelgänger und Klemgruppen eine gesteigerte Ak- 
tivität entfalten und durch Aktionen mit erheblicher Publizitäts- 
wirkung in Erscheinung treten wollen. So läßt sich die bereits 
1976 feststellbare und 1977 anhaltende Zunahme rechtsextremi- 
stischer Ausschreitungen erklären. Wegen der verstärkten Akti- 
vitäten insbesondere neonazistischer Kreise und ihrer zuneh- 
menden Bereitschaft, gewalttätige Auseinandersetzungen mit 
politischen Gegnern zu suchen oder sonst gegen Bestimmungen 
des Strafrechts zu verstoßen, müssen rechtextremistische Bestre- 
bungen weiterhin als Gefahrenherd in Rechnung gestellt und 
sorgfältig beobachtet werden. 

Die Bundesregierung ergreift alle zulässigen und notwendigen 
Maßnahmen gegen solche Bestrebungen. Sie geht davon aus, 
daß die Landesregierungen in gleicher Weise die Mittel zur 
Bekämpfung des Rechtsextremismus ausschöpfen. Bereits im 
Verfassungsschutzbericht 1976 wird auf die steigende Zahl der 
Verurteilungen, Ermittlungsverfahren, Hausdurchsuchungen, 
Beschlagnahmen usw. hingewiesen. Diese Tendenz hält an. 


4. Ist der Bundesregierung die auf Grund der Sendung „Wotans 
Erben" abgegebene Erklärung der Jüdischen Gemeinde zu 
Berlin bekannt, und inwieweit teilt sie die darin zum Ausdruck 
kommende Besorgnis? 

Der Bundesregierung ist die von Herrn Heinz Galinski verfaßte 
Erklärung der Jüdischen Gemeinde zu Berlin vom 1. September 
1977 bekannt. 

Die Bundesregierung stimmt in vielen Punkten dieser Erklärung 
zu. Sie verweist gleichzeitig auf die in dieser Antwort zum Aus- 
druck kommenden abweichenden Auffassungen. Insbesondere 
in Ziffer 3 ist dargestellt, daß rechtsextremistische Bestrebungen 
sich keiner „staatlichen Duldung" erfreuen können. 

Die Bundesregierung ist ferner der Auffassung, daß ihre seit 
vielen Jahren in den Verfassungsschutzberichten und in zahl- 
reichen offiziellen Erklärungen enthaltene Beurteilung des 
Rechtsextremismus weder als eine „Verharmlosung" noch „vor- 
sätzliche Fehlinterpretation unbequemer Fakten" bewertet wer- 
den kann. Sie wird auch weiterhin dafür Sorge tragen, daß 
rechtsextremistische Personen nicht in den öffentlichen Dienst 
eingestellt werden. 


5. Hat die Bundesregierung in letzter Zeit Kontakte zu Vertretern 
der Jüdisdien Gemeinden über Gefahren des Rechtsextremis- 
mus gehabt, und inwieweit ergaben sich dabei Unterschiede in 
der Beurteilung soldier Gefahren? 
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Der Bundesminister des Innern steht in laufendem Kontakt mit 
dem Direktorium des Zentralrats der Juden in Deutschland. 
Dabei findet regelmäßig ein Austausch über die Beurteilung der 
Gefahren des Rechtsextremismus statt. Beide Seiten stimmen in 
der Beurteilung überein, daß der Rechtsextremismus gegenwär- 
tig keine Gefahr für die innere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland darstellt, daß aber eine zahlenmäßige kleine Gruppe 
von Rechtsextremisten in der letzten Zeit mit verstärkter neo- 
nazistischer Intensität in Erscheinung getreten ist und daß eine 
intensive Beobachtung insbesondere dieser Tätigkeit notwendig 
erscheint, um der Gefahr einer Wechselwirkung von Rechts- 
und Linksextremismus und dadurch einer Erhöhung des extre- 
mistischen Potentials überhaupt entgegenzuwirken. 
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